
S C H W E R P U N K T

Beiträge in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

… sind in den letzten Jahren durch den rasan-
ten Anstieg der Straßenbaukosten überpropor-
tional gestiegen. Die erbrachte Leistung ist aber 
immer noch die gleiche. Dieses Missverhältnis 
bringt die NRW-Koalition durch die Halbie-
rung der bisherigen Höchstsätze für Anlieger 
wieder ins Gleichgewicht. Darüber hinaus 
vereinfachen wir die Regelung deutlich, wol-
len über eine Härtefallregelung wirtschaftliche 
Überforderung ausschließen und schaffen ei-
nen Rechtsanspruch auf Ratenzahlung, der sich 
am Basiszinssatz orientiert.

… erhalten durch eine Förderung des Landes 
eine Erstattung der für sie ausfallenden Anlie-
gerbeiträge. Dazu stellen wir jährlich 65 Mio. 
Euro im Haushalt bereit und schaffen die Mög-
lichkeit zur überjährigen Bewirtschaftung die-
ses Haushaltstitels. Die Fördermittel können 
in einem stark vereinfachten Verfahren auf der 
Grundlage der Schlussrechnung für die Stra-
ßenbaumaßnahme beantragt werden.
 

… leistet mit dem Förderprogramm seinen Bei-
trag, um einen fairen Ausgleich zwischen den 
Eigentümerinnen und Eigentümern, den Kom-
munen und dem Land herzustellen.
 

… können sich auf die NRW-Koalition verlas-
sen. Durch eine frühe verpflichtende Bürgerbe-
teiligung werden wir die betroffenen Bürgerin-
nen und Bürger in Entscheidungsprozesse vor 
Ort einbinden. Sie sollen selbst mitbestimmen, 
was sie vor der Haustür wirklich brauchen, und 
können so direkt Einfluss auf die Kosten neh-
men. So wollen wir größere Akzeptanz vor Ort 
für die notwendigen Maßnahmen herstellen.

Guido Déus 
(CDU)

Standpunkte
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Meinungen zum Thema „Straßenausbaubeiträge“

Beiträge in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

Straßenausbaubeiträge …

Kommunen …

Betroffene Bürgerinnen und Bürger …

Das Land Nordrhein-Westfalen …

Stefan Kämmerling
(SPD)

… sind ungerecht, bürokratisch und gehören 
abgeschafft. Bei den Beiträgen wird die Leis-
tungsfähigkeit der Anlieger nicht berücksich-
tigt. Nicht selten fordern die Bescheide Beiträ-
ge in fünfstelliger Höhe. Das bringt Menschen 
teilweise in existenzielle Nöte. Besonders junge 
Familien oder Rentnerinnen und Rentner kön-
nen sich die Beiträge häufig nicht leisten und 
bekommen zum Teil keine Kredite.

… haben hohen Aufwand für die Erhebung 
der Beiträge und mit möglichen Klageverfah-
ren. Dieser Aufwand steht meist in keinem 
angemessenen Verhältnis zum Ertrag. Die Er-
hebung der Beiträge bindet viele Kapazitäten, 
die sinnvoller eingesetzt werden könnten. Die 
SPD-Landtagsfraktion will die Kommunen 
daher von dieser Bürokratie entlasten und die 
Mindereinnahmen durch den Landeshaushalt 
ausgleichen.

… muss die Hängepartie beenden. Es braucht 
eine einheitliche, klare Regelung für das gan-
ze Land. Die Frage, ob Straßenausbaubeiträge 
erhoben werden oder nicht, jeder einzelnen 
Kommune zu überlassen, schafft einen Flicken-
teppich. Nur starke Kommunen werden sich 
einen Verzicht auf die Beiträge leisten können. 
Das würde die Schere zwischen finanzstarken 
und finanzschwachen Kommunen weiter ver-
größern.

… wollen die Straßenausbaubeiträge abge-
schafft sehen. Die Volksinitiative des Bundes 
der Steuerzahler hat bereits über 460.000 Un-
terschriften für die Abschaffung gesammelt und 
ist damit die erfolgreichste Volksinitiative in 
NRW. Über 60 Stadt- und Gemeinderäte haben 
sich ebenfalls für die Abschaffung ausgespro-
chen, häufig auch auf Antrag von CDU- und/
oder FDP-Fraktionen.

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01719
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01649
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/020-Abgeordnete-und-Fraktionen/Inhalt.jsp
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/020-Abgeordnete-und-Fraktionen/Inhalt.jsp
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/020-Abgeordnete-und-Fraktionen/Inhalt.jsp
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/020-Abgeordnete-und-Fraktionen/Inhalt.jsp
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Mehrdad Mostofizadeh
(Grüne)

… sind eine bedeutende Finanzierungsquelle der 
Kommunen für die Sanierung der Infrastruktur. 
Monatelang wurden Betroffene von CDU und 
FDP im Unklaren über künftige Gebühren gelas-
sen. Wir werden die Vorschläge intensiv prüfen. 
Für uns ist wichtig, dass dabei soziale Härten ab-
gefedert, ökologische Aspekte beachtet werden 
und der Verwaltungsaufwand in einem vernünf-
tigen Verhältnis zum Ertrag steht. 
 

… hängen bei diesem Thema in der Luft und 
setzten Bauprojekte vorläufig aus. Statt schnell 
eine klare, politische Linie zu finden, hat sich 
die Landesregierung vom Verkehrsminister 
zeitweise spalten lassen, als dieser eine vollstän-
dige Abschaffung der Gebühren forderte. Mi-
nisterin Scharrenbach muss erklären, wie hoch 
der neue bürokratische Aufwand wird und ob 
neue Härtefälle produziert werden, sobald die 
Fördermittel des Landes aufgebraucht sind.

 

… muss dafür Sorge tragen, dass die Finanzie-
rung der Straßensanierung nicht von der finan-
ziellen Situation der Kommunen abhängig ist. 
Optionale Regelungen führen dazu, dass reiche 
Kommunen sich bei ihren Bürger*innen durch 
einen Verzicht beliebt machen können, wäh-
rend arme Kommunen entweder Gebühren 
erheben oder auf wichtige Sanierungsmaßnah-
men komplett verzichten müssen. 
 

… können zu Recht erwarten, dass sie in Här-
tefällen nicht alleine gelassen werden. Deshalb 
fordern wir ein Transparenzregister für anste-
hende Straßenbaumaßnahmen, eine stärkere 
Verankerung von Härtefallregelungen (Stun-
dung, Tilgung, Ratenzahlungen) und die Ein-
führung eines Höchstbetrags, um unzumutba-
re und die finanzielle Leistungsfähigkeit von 
Eigentümer*innen übersteigende Belastungen 
zu verhindern.

… haben sich als ausgleichendes Finanzierungs-
system zwischen der allgemeinen Nutzung und 
dem Sondervorteil für Grundstückseigentümer 
grundsätzlich bewährt. In den letzten Jahren 
ist jedoch das Verhältnis zwischen der Belas-
tung der Anlieger und dem Mehrwert aus dem 
Gleichgewicht geraten. Wir steuern daher nun 
bei der Beitragshöhe sowie bei Härte- und Son-
derfällen zugunsten der Bürger nach. 

… sind auf die Einnahmen angewiesen. Eine 
vollständige Abschaffung der KAG-Beiträge 
würde viele Kommunen zwingen, die Grund-
steuer anzuheben und alle Bürgerinnen und 
Bürger über andere Wege zu belasten. Die an-
gestoßene Reform berücksichtigt daher auch 
die berechtigten Interessen unserer Städte und 
Gemeinden in NRW. Mindereinnahmen der 
Kommunen werden durch das Land ersetzt.

… stellt ab 2020 jährlich 65 Millionen Euro als 
Förderprogramm bereit, nicht abgerufene Mittel 
werden in das nächste Jahr übertragen. Dieses 
Geld kommt unmittelbar den Beitragszahlern 
zugute, für die Kommunen bleibt es beim bis-
herigen Anteil. Die Fördermittel können für 
Baumaßnahmen beantragt werden, die seit dem 
1.1.2018 beschlossen wurden und für die die ver-
minderten Anliegerbeiträge erhoben werden.

… werden durch die Reform erheblich entlas-
tet. Die neue Staffelung der Anliegerbeiträge 
sieht eine Halbierung der bisherigen Höchst-
sätze vor, die Anliegerbeiträge liegen dann 
zwischen 10 und maximal 40 Prozent. Ver-
pflichtende Bürgerbeteiligungen sorgen für 
Transparenz und schaffen konkrete Mitspra-
chemöglichkeit. Zudem werden ein Rechtsan-
spruch auf Ratenzahlung und eine Härtefallre-
gelung vorgesehen.
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Henning Höne
(FDP)
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Roger Beckamp
(AfD)

… treffen zwar nur vergleichsweise wenige Bür-
ger im Laufe ihres Lebens und das selten – aber 
dann mit brutaler Heftigkeit. Insbesondere für 
Rentner und junge Familien können die von 
den Kommunen einzufordernden Beiträge exis-
tenzbedrohend werden. Die scheinbar großzü-
gige Option von möglichen Ratenzahlungen 
ändert nichts an der massiven Belastung, die 
den Betroffenen aufgebürdet wird.

… beanspruchen ein alleiniges Entscheidungs-
recht über das „Ob“ und „Wie“ des Ausbaus 
von sog. Anliegerstraßen; hier wäre es jedoch 
unabdingbar, auch die betroffenen Bürger mit 
einzubeziehen. Es ist zudem unrichtig, dass 
die Erhebung der Straßenausbaubeiträge einen 
maßgeblichen Eckpfeiler der finanziellen Exis-
tenz der Gemeinden darstellt, da der hohe Ver-
waltungsaufwand deren Einnahmen erheblich 
schmälert.

… steht in der Pflicht, das Kommunalabgaben-
gesetz in einer Form anzupassen, die sowohl 
den Bürgern als auch den Kommunen eine ge-
rechte und nachvollziehbare Lösung anbietet. 
Es ist zudem unverständlich und für die AfD-
Fraktion nicht hinnehmbar, dass das eigentlich 
selbstverständliche Recht auf Bürgerbeteiligung 
in Planungsprozessen ausgerechnet bei dieser 
Entscheidung ausgehebelt werden soll.

… protestieren zu Recht gegen eine für sie 
nicht nachvollziehbare Verfahrensweise. Ihnen 
wird ein „Sondervorteil“ durch den Ausbau 
suggeriert, der aber in der Regel nicht nach-
vollziehbar ist. Demgegenüber sind sie vielfach 
gezwungen, sich zu hohen Kosten fachrechtlich 
beraten zu lassen, um sich gegen ungerechtfer-
tigte Bescheide zu wehren. Bürgerbeteiligung 
ist gerade hier absolute Pflicht!

https://landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01579
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